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Neue Vorschläge für Berliner Straße
Architekt will mit Neubauten die Fahrbahn verengen – Ersatz für denkmalgeschützten Bundesrechnungshof

Über die Neugestaltung der
Berliner Straße wird seit einigen
Jahren diskutiert. Bisher ohne
Ergebnis. Der Frankfurter
Architekt Karl Richter hat jetzt
vorgeschlagen, die Autoschneise
mit zwei Neubauten städte-
baulich aufzuwerten.

Frankfurt. Mit seinen Ideen zur
Berliner Straße hatte Planungsde-
zernent Edwin Schwarz (CDU) bis-
her wenig Glück: Vor einigen Jah-
ren wollte er dort die Kleinmarkt-
halle in einen Neubau integrieren.
Nach einem Sturm der Entrüstung
verschwanden die Pläne in der
Schublade. In seinem Innenstadt-
konzept schlug Schwarz vor zwei
Jahren vor, die vierspurige Berliner
Straße zu einer zweispurigen Ein-
bahnstraße zu machen, um die
trennende Wirkung der Schneise
zu mildern. Beschlossen ist bisher
noch nichts, die Prüfungen laufen.
Und dann gibt es da noch den

Dauerbrenner: das Gebäude des
ehemaligen Bundesrechnungsho-

fes, das seit
mehr als zehn
Jahren leersteht.
Der neue Eigen-
tümer will es
abreißen, aber
die Denkmal-
schützer sind
dagegen. Bei
der Diskussion
um den bau-
und kulturge-
schichtlichen
Wert des Ge-
bäudes werden
nach Ansicht
des Frankfurter Architekten Karl
Richter städtebauliche Aspekte
aber wenig beachtet.

Theatertunnel überflüssig
Der Bundesrechnungshof sei in
den 50er Jahren nach dem Leitbild
der aufgelockerten Stadt entstan-
den und von einem „diffusen öf-
fentlichen Raum“ umgeben. „Der
Rückbau auf zwei Spuren wird
nicht ausreichen, um die städtebau-

liche Zäsur der Berliner Straße auf
lange Sicht zu überwinden“, findet
Richter. Es sei eine räumliche Ver-
engung nötig.
Der Architekt schlägt deshalb
vor, einen Neubau zu errichten, der
in den heutigen Straßenraum hi-
neinragt und dadurch die Fahr-
bahn verengt. Um eine einheitliche
Straßenflucht herzustellen, müsste
zusätzlich ein Gebäude nördlich
des Rathaus-Nordbaus (Stadtkäm-

merei) errichtet werden. Für Fuß-
gänger sind Arkaden vorgesehen.
Dieses Konzept funktioniert laut
Richter nur, wenn die Rampe zum
Theatertunnel zurückgebaut wird.
Dabei stellt der Architekt grund-
sätzlich infrage, ob der Tunnel
überhaupt noch nötig ist. Denn er
sei mitverantwortlich dafür, dass es
in der Berliner Straße so viel Auto-
verkehr gibt, der die Stadt lediglich
durchquert. Außerdem verursache
er hohe Betriebskosten. Der Ver-
kehr zum Bahnhofsviertel könne
problemlos über die Hofstraße süd-
lich der Städtischen Bühnen abge-
wickelt werden,meint Richter.

„Rundlauf“ in der City
Handlungsbedarf sieht er auch am
östlichen Ende der Berliner Straße,
an der Einmündung der Fahrgasse.
Das Quartier nördlich des Muse-
ums für Moderne Kunst sei geprägt
von einer niedrigen Bebauung und
einem „bescheidenen architektoni-
schen Erscheinungsbild“. Richter
schlägt eine deutliche Verdichtung

vor, will auch
an dieser Stelle
den Straßen-
querschnitt
deutlich veren-
gen. Das Er-
scheinungsbild
der Fassaden
soll sich am
Schrittmaß des
Fußgängers und
nicht am Blick-
winkel des Au-
tofahrers orien-
tieren. Die heu-
tigen Mieter
sollen zum gleichen Preis
wie bisher eine Wohnung im
Neubau angeboten bekom-
men. Nach Ansicht Richters
hätten seine fußgänger-
freundlichen Ansätze einen
großen Vorteil: Es würde ein
„Rundlauf“ entstehen von
der Hauptwache über die
Neue Kräme, die Berliner
Straße, die Fahrgasse und die
Zeil. mu

Das Quartier nördlich des Museums für Moderne Kunst soll verdichtet werden. Bilder: Karl Richter ArchitektenEin Neubau an der Stelle des alten Bundesrechnungshofs soll die Berliner Straße enger fassen.

So sieht es heute an dieser Stelle aus. Heute stehen dort vergleichsweise niedrige Gebäude.

TELEFONNUMMERN UND TERMINE

Ärztlicher Notdienst

Notdienstzentralen: Bürgerhospital,
Richard-Wagner-Straße, und Ärztehaus
Galluswarte, Mainzer Landstr.265: 18-24
Uhr. Nach Mitternacht: Notfallzentrale,
Tel. (069) 19292.

Zahnärztlicher Notdienst
Tel. 01805/607011 (14 Cent/Min. aus
dem deutschen Festnetz und maximal 42
Cent/Min. über Mobilfunk).

Amt für Gesundheit
Allgemeine Beratung täglich 8 bis 16 Uhr:
Tel.: 212 339 70, Breite Gasse 28.

MRE-Netz Rhein-Main
Beratungen über MRSA und andere Kran-
kenhauskeime täglich 8-16 Uhr: Telefon
212 488 84, im Amt für Gesundheit, Brei-
te Gasse 28.

Apotheken-Notdienst
Von Donnerstag, 29. Dezember, 8.30
Uhr bis Freitag, 30. Dezember,
8.30 Uhr:

Bornheim: Sonnen-Apotheke, Seckba-
cher Landstraße 10, Tel. 452828.

Innenstadt: Palais-Apotheke, Zeil 106,
Tel. 29728767.

Kuhwald-Siedlung: Kuhwald-Apotheke,
Müllerstr.30, Tel. 771735.

Niederrad: Die Alte Apotheke, Oden-
waldstr.18, Tel. 671130.

Rödelheim: Altkönig-Apotheke, Nidda-
gaustr.73, Tel. 783639.

Heddernheim: Merkur-Apotheke, Hed-
dernheimer Landstraße27, Tel. 57 14 33.

Sachsenhausen: Schweizer-Apotheke,

Schweizer Straße 47, Tel. 616067.

Westend: Liebig-Apotheke, Unterlindau
67, Tel. 722450.

Zeilsheim: Taunusblick-Apotheke, Pfaf-
fenwiese 53, Tel. 362770.

Wo Sie Hilfe finden

Sorgentelefon für Kinder und Jugend-
liche, Tel. 0800-1110333.

Aktion Moses, Hilfe für Schwangere in
Not: 6 bis 24 Uhr, Tel.: 0800-7800900.

Telefonseelsorge Tag und Nacht: Evan-
gelisch, Tel. 0800-1110111; katholisch,
Tel. 0800-1110222.

Blutspendedienst des DRK: 11 bis 19
Uhr im Zentralinstitut Niederrad, Sand-
hofstraße 1; Hotline: 0800-1194911.

Schadstoffmobil

Stationen am Freitag:

Heddernheim: Heddernheimer Landstra-
ße 151, im Bereich des Wendehammers
9 bis 10 Uhr. Bornheim: Weidenbornstra-
ße 40, Einfahrt Comeniusstraße, Be-
triebsstätte FES GmbH 11 bis 12 Uhr.

Weitere Adressen und Hilfsangebote
finden Sie unter www.fnp.de/frank-
furt/

Es sind bei der Stadt
noch ein paar Jobs frei

Bürgermeister und Stadträte gesucht: Bis zum 23. Januar bewerben!
Sie suchen einen gut bezahlten
Job? Die Stadt hat welche zu
vergeben. Im Amtsblatt wurden
jetzt die Stellen des Bürgermeisters
und von zwei hauptamtlichen
Stadträten ausgeschrieben.

Frankfurt. Vier Posten werden nächs-
tes Jahr im Magistrat frei. Der wich-
tigste, nämlich der des Oberbürger-
meisters, wird am 11. März bei der
Direktwahl durch die Bürger verge-
ben. Aber nicht nur Amtsinhaberin
Petra Roth (CDU) scheidet aus, son-
dern auch ihre Stellvertreterin Jutta
Ebeling (Grüne) sowie Planungsde-
zernent Edwin Schwarz (CDU) und
Umweltdezernentin Manuela Rott-
mann (Grüne).
Bürgermeister und hauptamtliche

Stadträte werden vom Stadtparla-
ment gewählt. Dort hat die schwarz-
grüne Koalition das Sagen, und die
Parteien haben sich längst auf Perso-
nalvorschläge verständigt. Dennoch
müssen die Stellen öffentlich ausge-
schrieben werden. Dieser gesetzlichen
Verpflichtung ist die Stadt jetzt im
Amtsblatt nachgekommen. Bewer-
bungen können bis zum 23. Januar,

12 Uhr, bei Stadtverordnetenvorstehe-
rin Bernadette Weyland in einem ver-
schlossenen Umschlag eingereicht
werden. Wahltermin ist voraussicht-
lich der 2. Februar.
Die Anforderungen für eine Kandi-

datur sind nicht besonders hoch. Von
den Bewerberinnen und Bewerbern
wird lediglich erwartet, dass sie in der
Lage sind, „maßgeblich zur Erfüllung
der vielfältigen kommunalen Aufga-
ben der Stadt Frankfurt am Main bei-
zutragen“. Wählbar sind EU-Bürger,
die am Wahltag mindestens 25, aber
noch keine 64 Jahre alt sind. Die
Amtszeit beträgt sechs Jahre.

Aufgaben unklar
Besondere Fachkenntnisse sind nicht
erforderlich. Die Bewerber müssen
aber in der Lage sein, „in allen Ver-
waltungsbereichen tätig zu werden“.
Denn die Aufgaben, das heißt die De-
zernate, teilt die Oberbürgermeisterin
zu. Und da kann es böse Überra-
schungen geben: So musste FDP-
Stadtrat Volker Stein in diesem Jahr
das Ordnungsdezernat abgeben. Jetzt
kümmert er sich nur noch um Bür-
geramt, EDV und Kanalisation. Auch

der Boris Rhein, heute OB-Kandidat
der CDU, musste vor einigen Jahren
als Stadtrat widerwillig von der Si-
cherheits- auf die Wirtschaftspolitik
umschwenken.

Mehr als 8500 Euro brutto
Die Verdienstmöglichkeiten sind
nicht schlecht. Ein Stadtrat bekommt
als Grundgehalt monatlich 8559,50
Euro, der Bürgermeister liegt eine Be-
soldungsstufe darüber und erhält
9080,61 Euro. Hinzu kommt gegebe-
nenfalls der Familienzuschlag. Die
Bezüge im Ruhestand sind großzügig.
Wer Interesse hat, sollte sich aller-

dings keine allzu große Hoffnungen
machen. Nur drei Bewerbungen ha-
ben Aussicht auf Erfolg. Bürgermeis-
ter soll Grünen-Fraktionschef Olaf
Cunitz werden. Er übernimmt die
Ressorts Planung und Bau. Als Dezer-
nentin für Bildung und Frauen ist die
Landtagsabgeordnete Sarah Sorge
(Grüne) gesetzt, und Dezernentin für
Umwelt, Gesundheit und Personal
soll Rosemarie Heilig (Grüne) wer-
den. Quereinsteiger, und sind sie
noch so qualifiziert, haben keine
Chance. mu

IHK: Fachkräftemangel
bremst das Wachstum

Frankfurt. Jedes dritte Unter-
nehmen im Bezirk der IHK
Frankfurt sieht im Fachkräfte-
mangel ein Risiko für die wirt-
schaftliche Entwicklung im
kommenden Jahr. Mehr als 40
Prozent der Unternehmen ha-
ben bereits heute Schwierigkei-
ten, offene Stellen zu besetzen.
Das ist das Ergebnis einer Um-
frage der Industrie- und Han-
delskammer im Hochtaunus-
kreis, Main-Taunus-Kreis und der
Stadt Frankfurt am Main, in die
mehr als 800 Antworten von un-
ternehmen eingegangen sind.

„Damit die Wirtschaft auch
2012 auf Wachstumskurs blei-
ben kann, müssen genügend
Fachkräfte zur Verfügung ste-
hen“, so Ralf Geruschkat, Chef-
volkswirt der IHK.
60 Prozent der Unternehmen

wünschen sich eine bessere Qua-
lifikation der Schulabgänger. 40
Prozent fordern den weiteren
Ausbau der Kinderbetreuung.
Jedes vierte Unternehmen hält
es für erforderlich, die Zuwan-
derung von qualifizierten Fach-
kräften aus dem Ausland zu er-
leichtern. red

Schwerbehinderte Mitarbeiter melden
Frankfurt. Alle Arbeitgeber, die 20
oder mehr Mitarbeiter beschäfti-
gen, müssen mindestens fünf Pro-
zent schwerbehinderte Menschen
einstellen. Frankfurter Unterneh-
men, die die Grenze von 20 Mitar-
beitern überschritten haben, wer-
den Ende Dezember oder Anfang
Januar wegen der Erhebung der
Ausgleichsabgabe angeschrieben.
Anzeigepflichtig sind jedoch

auch beschäftigungspflichtige Ar-
beitgeber, die keine Unterlagen er-
halten haben. Diese werden gebe-
ten, die Anzeigeunterlagen über
den Bestellservice der Bundesagen-
tur für Arbeit unter www.rehadat-
elan.de anzufordern. Die notwendi-

ge Software steht auch unter
www.rehadat-elan.de zur Verfü-
gung und kann dort kostenlos he-
runtergeladen werden. Das Pro-
gramm Rehadat-Elan unterstützt
bei der Bearbeitung der Vordrucke,
ermöglicht die Abgabe in elektroni-
scher Form und berechnet gleich-
zeitig die Höhe der Ausgleichsabga-
be.
Die Anzeigefrist für Arbeitgeber

endet am 31. März 2012. Eine Ver-
längerung dieses Termins ist nicht
möglich. Für rückständige Beträge
wird immer ein Säumniszuschlag
von einem Prozent für jeden ange-
fangenen Monat nach der Fälligkeit
erhoben. Mit der Ausgleichsabgabe

werden neue Arbeitsplätze für
Schwerbehinderte geschaffen bzw.
die vorhandenen Arbeitsplätze
schwerbehinderter Menschen ge-
fördert.
Die Arbeitsagentur stellt aber
klar: Vorrang hat immer die Be-
schäftigung schwerbehinderter
Menschen. Das wichtigste Ziel ist
die Beschäftigung schwerbehinder-
ter Menschen, und das möglichst
im allgemeinen Arbeitsmarkt. Nur
wenn eine Einstellung nicht mög-
lich ist, muss ersatzweise ein be-
stimmter Geldbetrag als Aus-
gleichsabgabe zur Förderung
schwerbehinderter Menschen ge-
leistet werden. red

L E S E RM E I N U N G

Viel Spaß mit
dem Feinstaub
Zu „Dicke Luft in der Umwelt-
zone“:
Die halbe Stadt ist eine Baustelle,

ständig fallen alte Häuser der
Abrissbirne zum Opfer, rund um
die Stadt sind Autobahnen, und
auch den Flughafen sollte man als
Staubproduzenten nicht vergessen.
Ist es denn wirklich so schwer vor-
stellbar, woher der ganze Dreck
kommt? Oder trifft man jetzt ein-
fach schon mal die Vorbereitungen
für eine City-Maut, die außer Geld
den Bewohnern der Stadt sicherlich
keine sauberere Luft bringen wird?
Schließlich sind die bösen Pendler
schuld. Die sollen zwar in Frank-
furt shoppen, die Kinos und
Theater füllen, aber ansonsten bitte
zu Hause bleiben. Da haben sie es
mittlerweile ja auch schön laut und
schmutzig dank ausgebautem
Flughafen.
Für mich ist es jedenfalls ein

Witz, dass Menschen in der Stadt
bessere Luft und mehr Ruhe haben
sollen als die, die auf dem Land
wohnen. Den Lärm und zuneh-
menden Dreck außerhalb der Stadt
haben die in jüngster Zeit be-
sonders verhöhnten Landbewohner
auch der Zustimmung der Stadt
Frankfurt zum Flughafenausbau
zu verdanken. Danke dafür und viel
Spaß mit dem Feinstaub weiterhin.
So hat halt jeder sein Päckchen für
den Wohlstand und die vielge-
priesenen Arbeitsplätze zu tragen.

Birgit Menzel
Hattersheim

Wissenschaftliche
Untersuchungen fehlen
Zum selben Thema:
Wo sind denn die wissen-
schaftlich fundierten Untersu-
chungen,mit denen Herr Friedel
seine Aussage begründet? Leeres
Geschwätz eines getreuen Vasallen
von Frau Rottmann. Auch Politik
sollte aus harten Fakten bestehen,
und die fehlen hier völlig.

Klaus Kunkler
Bad Vilbel

Müllkörbe werden
nicht geleert
Zur Diskussion um die Erhö-
hung der Müllgebühren:
Es ist ja ganz toll, dass die FES
die Müllgebühren erhöht. Dagegen
ist auch nichts zu sagen, diese Leute
wollen schließlich auch leben.
Unverständlich für uns ist aller-
dings, dass die Müllkörbe der FES
nicht geleert werden, und das seit
über 14 Tagen in Nied, Ecke Beune-
straße/Franz-Simonstraße. Verwerf-
lich ist auch, dass sich dieser ver-
müllte Müllkorb vor dem Eingang
einer Kindereinrichtung befindet.
Unsere Kleinen sollen doch zur
Sauberkeit erzogen werden,mit
solchen Beispielen wird das si-
cherlich nichts.

Klaus-Felix Schneider
Nied

Wir freuen uns über jeden Leserbrief,
können aber bei der Menge der Zuschrif-
ten nicht alle veröffentlichen. Wir behal-
ten uns vor zu kürzen, damit möglichst
viele Leser zu Wort kommen können. Ihre
Zuschriften zum Frankfurter Teil schicken
Sie bitte per Post an die:

Frankfurter Neue Presse,
Frankenallee 71-81,
60327 Frankfurt,

per Fax an (069) 75014232 oder per
Mail an frankfurt@fnp.de

Lass uns was zusammen machen:

Jetzt Gutschein kaufen, exklusiv im
Internet auf rheinmainDEAL.de

JedenTag neu. JedenTag anders.
JedenTag bares Geld sparen.

JOBANGEBOT

Attraktive
r

Nebenve
r-

dienst !

@

Werden Sie Zusteller/in
für unsere Zeitungen in

Weitere Info’s unter:

Für Früh-
aufsteher

Tel. 0697501-4497
(von 8.00–18.00 Uhr)
olaf.jahnke@fs-pvg.de

Werden Sie Zusteller/in
(ab 18 Jahre) für unsere
Zeitungen in

Niederrad, Schwanheim,
Sachsenhausen.
(fester Zustellbezirk, auch aushilfsweise)

Beilagenhinweis
Einem Teil unserer heutigen Ausgabe liegen
Prospekte der folgenden Firmen bei:
Galeria Kaufhof Frankfurt, An der Hauptwache
Aktion Mensch
KarstadtWarenhaus GmbH
Scheck in Center
Informationen zur Prospektwerbung:
Telefon: 069/7501-4113
Fax: 069/7501-4116
E-Mail: beilagen@rheinmainmedia.de


